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Vorwort 

Höchste Zeit für ein Konzept zur Atommüll-Endlagersuche 

Ein Endlagersuchgesetz steht spätestens seit dem ersten rot-grünen Koalitionsver-
trag und dem Moratorium für Gorleben auf der Agenda. Die grüne Position war und 
bleibt auch nach den nachfolgend dokumentierten Fachgesprächen eindeutig: Wir 
brauchen ein transparentes, ergebnisoffenes und vergleichendes Suchverfahren – 
auf dem neuesten Stand von Wissenschaft und Technik und finanziert von den Ver-
ursachern des Atommülls. 

Das Bundesumweltministerium hatte in den Jahren unter Minister Jürgen Trittin an 
einem Gesetzentwurf gearbeitet, der unsere Ziele sicherstellen sollte. Diesem Ent-
wurf hat der damalige Koalitionspartner jedoch die Zustimmung verweigert. Nach 
wie vor hat der Deutsche Bundestag kein Suchgesetz verabschiedet. 

Die von der Bundestagsfraktion und der Niedersächsischen Landtagsfraktion ge-
meinsam initiierten Fachgespräche sollen das Thema in den politisch-
parlamentarischen Debatten wieder nach vorn bringen. 

Dem so genannten „Versuchsendlager“ Asse II bei Wolfenbüttel bescheinigte der 
Betreiber mit „an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit“ die Eignungshöffig-
keit. Bereits nach weniger als 30 Jahren war es mit dieser Sicherheit vorbei. Der 
„Prototyp für Gorleben“, O-Ton Betreiber, droht jetzt abzusaufen. Niemand kann in 
dieser Situation einfach zur Tagesordnung übergehen. Erforderlich ist ein grundle-
gender Neubeginn bei der Endlagersuche für Atommüll. 

Manch schwarzer Ministerpräsident südlicher Bundesländer zieht mit den unverd-
rossenen Forderungen nach Laufzeitverlängerungen oder gar dem Neubau von 
AKW durch`s Land, weigert sich aber, potenzielle Standorte für ein Endlager in sei-
nem Verantwortungsbereich erkunden zu lassen. Die Union ebenso wie die Energie-
versorger haben beim Thema Endlager allein das so genannte Erkundungslager 
Gorleben fest im Blick, obwohl wissenschaftlich Untersuchungen vorliegen, die die 
Eignung von Gorleben als Standort bezweifeln. 

In einem Fachgespräch am 10. Januar haben wir die Frage nach der Standortsuche 
erneut mit Experten thematisiert. In diesem Reader finden Sie die zentralen Aussa-
gen von Fachleuten und Betroffenen. 

Wie sich bei unseren Fachgesprächen deutlich gezeigt hat, muss der entscheidende 
Maßstab für die Bestimmung eines Atom-Endlagers die Sicherheitsfrage sein. Nur 
der Standort, der im Vergleich die größtmögliche Sicherheit bietet, ist verantwortbar 
und der Bevölkerung zumutbar. Bündnis 90/Die Grünen werden nicht nachlassen 
diese Kernforderung immer wieder zu benennen, bis sie endlich umgesetzt ist. 

 

Sylvia Kotting-Uhl MdB, umweltpolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion 

Stefan Wenzel MdL, Fraktionsvorsitzender im Niedersächsischen Landtag 
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Schnitt durch das Bergwerk Asse 2 
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Forschungsendlager Asse 2 
Bergrechtliche Schließung oder atomrechtliches Verfahren –  

Wie Lässt sich größtmögliche Sicherheit herstellen? 

 

Fachgespräch im Landtag Hannover, 9. Oktober 2007 

 

14.00 

Begrüßung und inhaltliche Einleitung 

Sylvia Kotting-Uhl MdB 

Sprecherin für Umweltpolitik, Bündnis 90/Die Grünen Bundestagsfraktion 

Michael Fuder 

Sprecher für Energiepolitik Bündnis 90/Die Grünen KV Wolfenbüttel 

 

14.15 

Vom Bergrecht zum Atomrecht – Unnütze Zeitverschwendung oder ädaquater Um-
gang mit der Entsorgung von Atommüll? 

 

Dr. Till Elgeti 

Rechtsanwalt Sozietät Wolter/Hoppenberg Hamm 

Dr. Michael Paul 

Bundesministerium Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Claus Schröder 

Vorstand Asse 2 Rechtshilfefonds 

 

Moderation: 

Stefan Wenzel MdL 

Fraktionsvorsitzender Bündnis 90/Die Grünen Landtagsfraktion Niedersachsen 

 

16.15 

Zeit für Sicherheit – Rückholung oder Verbleib des Atommülls im Berg? 

 

Jürgen Kreusch 

Gruppe Ökologie Hannover 

Dr. Ulrich Kleemann 

Bundesamt für Strahlenschutz 
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Udo Dettmann 

Asse 2 – Koordinierungskreis, Bürgerinitiative gegen Atommüllendlager 

Moderation: Sylvia Kotting-Uhl MdB  

 

17.45 

Zusammenfassung und Ausblick  

Sylvia Kotting-Uhl MdB 

Stefan Wenzel MdL  
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Einleitung 

Das Fachgespräch wird mit einem Kurzreferat von Michael Fuder, energiepoliti-
scher Sprecher der Wolfenbütteler Grünen, eröffnet. Fuder stellt die komplizierte 
Gefahrenlage heraus, wonach durch eine mögliche Kontamination von Grundwas-
ser nicht allein die Anwohner und Nachbarn des Bergwerks Asse 2 bedroht sind. 
Vielmehr ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt völlig unklar, wo, wann und mit welcher 
Konsequenz sich kontaminierte Wässer ausbreiten und mit dem Grundwasser ver-
mengen könnten. Die politischen Entscheidungsträger dürfen folglich nicht allein 
die Anwohner in den Fokus nehmen, sondern müssen die Abwehr gefährlicher 
Strahlendosen für alle BürgerInnen gewährleisten. 

Aufgrund der komplexen Struktur der hydrologischen Formationen haben Hydrolo-
gen bereits vor vierzig Jahren davor gewarnt, dass die Asse eines Tages durch an-
haltenden Wasserzufluss „Absaufen“ könnte. 

Von politischer Seite wurde die Bevölkerung jedoch mit der Feststellung beruhigt, 
dass „mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit niemals Wasser in die Asse 
eindringen wird“. Inzwischen wird die Argumentation umgekehrt. Die Landesregie-
rung von Niedersachsen macht nun Zeitdruck für eine Flutung des Bergwerks gel-
tend, da ein von Betreiberseite beauftragtes Gutachten zu der Schlussfolgerung ge-
langt, dass die Tragfähigkeit von Asse 2 in den nächsten Jahren nachlassen könnte. 
Zum Zeitpunkt des Fachgesprächs wird dieses Szenario mit der Begründung der 
Öffentlichkeit vorenthalten, dass es Bestandteil des laufenden Genehmigungsver-
fahrens zur Schließung des Bergwerks ist. 

Die Öffentlichkeit kann also die Neuausrichtung der Argumentation der Landesre-
gierung nicht bewerten, weil sie nicht über die wesentlichen Grundlagen verfügt. 
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Panel 1: Vom Bergrecht zum Atomrecht – Unnütze Zeitver-
schwendung oder adäquater Umgang mit der Entsorgung von 

Atommüll? 
 

Der erste Referent des Fachgesprächs, Umweltrechtsexperte Rechtsanwalt Dr. Till 
Elgeti gibt einen Überblick zum Verhältnis von Atomrecht und Bergrecht. In seinem 
Vortrag beleuchtet er insbesondere Fragen zu Umweltverträglichkeitsprüfung, Ge-
nehmigungsverfahren und Rechtsschutz. 

Hier folgen thesenartig die Inhalte seines Folienvortrags: 

 

Rechtlicher Rahmen 

Grundsatz 

Materielle Maßstäbe 

Bundesberggesetz und Verordnungen 

Atomgesetz und Verordnungen 

Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 

Verfahren 

Rechtsschutz 

 

Grundsatz 

Genehmigungspflicht für bestimmte Handlungen 

Genehmigungsverfahren vor den zuständigen Behörden 

Materieller Maßstab richtet sich nicht nach dem Verfahren, sondern nach den ein-
schlägigen Gesetzen 

 

Bergrecht 

Traditionelles (Be)Wirtschaft(ung)srecht 

Bindung an die Lagerstätte 

Erhöhte Gefährlichkeit bei der Gewinnung 

Präventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt 

Beendigung stets absehbar und daher zu berücksichtigen. 

Schutz Dritter nach §§ 55 Abs. 1 und 48 Abs. 2 BBergG 

Rahmenbetriebsplan nach § 52 Abs. 2, 2a BBergG (Planfeststellungsverfahren) 

Obligatorisch bei UVP-Pflicht nach UVP-V 

Bergbau (Öffentlichkeitsbeteiligung) 

Abschlussbetriebsplan nach § 53 BBergG 
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§ 55 Abs. 2 Nr. 1 BBergG: „Schutz Dritter vor den durch den Betrieb verursachten Ge-
fahren für Leben und Gesundheit auch noch nach Einstellung des Betriebes“ 

Anspruch des Bergwerksunternehmers: 

„ist zu erteilen“ 

 

Atomrecht 

Wirtschaftsrecht sowohl für Erzeugung als auch Endlagerung 

Genehmigungsverfahren für Anlagen nach § 7 AtG (u.a. Kraftwerke) 

Planfeststellung gem. § 9b AtG (Endlagerung) 

Erhöhte Gefährlichkeit und Langzeitwirkung 

Gesonderte Verfahrensordnung 

 

Atomrecht - Endlagerung 

Planfeststellung gem. § 9b AtG 

Öffentlichkeitsbeteiligung 

Grundsätzliche UVP Pflicht gem. § 9b Abs. 2 AtG, § 2a AtG iVm Anlage 1 Nr. 11 UVPG 

Besonderes Verhältnis zum Bergrecht, eingeschränkte Konzentrationswirkung nach§ 
9b Abs. 5 Nr. 3 AtG 

§ 9b Abs. 4 AtG: „darf nur erteilt werden, wenn“ 

„Versagungsermessen“ verdichtet sich in der Regel zum Anspruch 

 

Verhältnis Atomrecht/ Bergrecht 

Gesonderte Verfahrensvorschriften in AtG und BBergG 

Berücksichtigung atomrechtlicher Anforderungen im bergrechtlichen Verfahren 

Berücksichtigung bergrechtlicher Anforderungen im atomrechtlichen Verfahren 

Sondervorschrift in § 126 Abs. 3 BBergG 

Keine Konzentrationswirkung des atomrechtlichen Planfeststellungsverfahrens 
nach § 9b Abs. 5 Nr. 3 AtG 

Betrifft Haupt- und Sonderbetriebspläne 

Jedoch nicht Rahmenbetriebspläne 

 

Umweltverträglichkeitsprüfung 

Regelung im UVPG und in der UVP-V Bergbau 

Anlage 1 Nr. 11.2 zum UVPG 

„Errichtung und Betrieb einer Anlage zur Sicherstellung oder zur Endlagerung ra-
dioaktiver Abfälle“ 

Anlage 1 Nr. 7 zur UVP-V Bergbau 
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„Errichtung und Betrieb einer Anlage zur Sicherstellung oder Endlagerung radioak-
tiver Stoffe iSd § 126 Abs. 3 des BBergG“ 

 

Screening/ Scoping (§ 5 UVPG) 

 „Vorbesprechung“ um den Umfang dererforderlichen Unterlagen festzustellen 

auf Ersuchen des Vorhabenträgers vor Verfahrensbeginn 

nach Verfahrensbeginn auf Entscheidung der Behörde 

nicht verpflichtend, Ergebnis ist nicht bindend 

Unterlagen (§ 6 Abs. 3 und 4 UVPG), u.a. 

Zu erwartende erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 

Übersicht über geprüfte Alternativen 

keine Alternativenprüfung also UVP für andere Varianten 
 

Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 9 UVPG 

Bekanntmachung 

Auslegung 

Anhörungstermin 

Modifizierung im Atomverfahren durch AtV 

 

Verfahren 

Bergrecht 

Betriebsplanverfahren mit Beteiligung von Trägern öffentlicher Belange (§ 54 Abs. 2 
BBergG) 

Bei UVP-Pflicht: Rahmenbetriebsplanverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung 

Ausdrücklicher Anspruch auf Erteilung 

 

Atomrecht 

Planfeststellungsverfahren mit UVP und Öffentlichkeitsbeteiligung 

„Versagungsermessen“ verdichtet sich zum Anspruch 

� Zuständigkeiten (der Behörden) unterscheiden sich 

 

Rechtsschutz bisher 

Unabhängig von der Verfahrensart: 

§ 42 Abs. 2 VwGO, Klage sind zulässig, „wenn der Kläger geltend macht, durch … in 
seinen Rechten verletzt zu sein.“ 
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Dies gilt für 

Privatpersonen und Unternehmen 

Verbände und Vereinigungen 

Kommunen 

Danach: Grundrechtsschutz durch Verfahren, aber UVP und Vorschriften zur Öffent-
lichkeitsbeteiligung sind nicht „drittschützend“, kein Anspruch auf Durchführung 
einer UVP 

 

Neu: Umweltrechtsbehelfsgesetz 

Aarhus-Konvention der UNECE vom 25.06.1998 

Richtlinie 2003/35/EG über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung 
bestimmter umweltbezogener Pläne und Programme 

Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz vom 07.12.2006 

Erweiterte Klagemöglichkeiten für Verbände 

Fehlen einer UVP oder einer UVP-Vorprüfung wird rügefähig. Bisher war die UVP 
nicht drittschützend. 

Rügemöglichkeit nicht nur für Verbände sondern auch für alle anderen Beteiligten 
nach § 61 Nr. 1 und 2 VwGO, § 4 Abs. 3 URG 

URG gilt immer bei UVP-pflichtigen Verfahren 

 

Perspektiven 

Mögliche Neugestaltung des Bergrechts unter Berücksichtigung konkurrierender 
Nutzungen 

Gewinnung von Bodenschätzen 
Geothermie 
CO2-Speicherung 
Energiespeicherung 
Abfallentsorgung 
Atomare Endlagerung 
 

Dr Elgeti machte deutlich, dass bei der UVP nach Bergrecht zwar die wesentliche 
Gründe für die Ablehnung der Alternativen dargelegt werden müssen, eine kom-
plette Alternativplanung, wie sie das Atomrecht verlangt, jedoch nicht nötig ist. 

Eine wesentliche Fragestellung ist, ob das Asse-Verfahren der UVP-Pflicht unter-
liegt oder nicht. Eine UVP-Pflicht besteht grundsätzlich immer dann, wenn eine we-
sentliche Änderung des bisherigen Vorhabens vorliegt. Hier liegt das Problem dar-
in, dass die Asse bereits vor mehr als 30 Jahren eingerichtet, das UVP-Gesetz jedoch 
erst 1988 eingeführt wurde. Allerdings enthält das Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz 
(URG) vom 7.12.2006 Übergangsklauseln. Neu ist dabei, dass die Nicht-Durchführung 
einer UVP gerügt werden kann.  

Zur Frage, ob grundsätzlich ein Planungsermessen oder eine gebundene Entschei-
dung vorzunehmen ist, führt Dr. Elgeti aus, dass der Antragsteller dann Anspruch 
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auf Entscheidung hat, wenn sichergestellt wird, dass alle Auflagen der Genehmi-
gungsbehörde erfüllt sind. 

Dr. Michael Paul, BMU erklärt in seinem Eingangsstatement, dass es zur nuklearen 
Entsorgung vor 40 Jahren eine andere Rechtsauffassung als heute gab. Inzwischen 
würden die Behörden sicher anders vorgehen. Damals war man davon ausgegan-
gen, dass die radioaktiven Abfälle auf Dauer in der Asse verbleiben. Rechtsgrund-
lage für die Einlagerung von radioaktivem Abfall war § 3 Strahlenschutzverord-
nung. Regelungen zum Verschluss des Bergwerks wurden damals bereits vorge-
nommen.  

Nachdem 1976 § 9b in das Atomgesetz aufgenommen wurde, ergab sich die Frage, 
ob die Asse als Endlager nach Atomrecht geführt oder ob sie als ein Altfall mit einer 
Übergangsregelung weitergeführt werden kann. Vier Gutachten haben als Rechts-
grundlage das Bergrecht genannt. Wenn der Gesetzgeber 1976 gewollt hätte, dass 
die Asse nach Atomrecht zu behandeln ist, hätte er eine entsprechende gesetzliche 
Überleitung schaffen müssen. Dr. Paul hält es für eine gut begründete Entschei-
dung, bei der Asse kein Atomrecht anzuwenden.  

Aus seiner Sicht sind Verfahrensfragen jedoch eher zweitrangig: Vielmehr sind die 
Belange der Sicherheit entscheidend. Er sieht keinen materiellen Unterschied zwi-
schen Berg- und Atomrecht. Öffentliche Belange müssen in jedem Fall berücksich-
tigt werden. Einen Rechtsanspruch auf ein Verfahren gibt es beim Bergrecht jedoch 
nicht.  

Die Öffentlichkeitsbeteiligung – nach § 9b Atomgesetz im atomrechtlichen Verfah-
ren zwingend erforderlich - findet hier auf freiwilliger Basis statt. Dadurch besteht 
aus Sicht des Bundesumweltministeriums kein Defizit zu einem atomrechtlichen 
Verfahren. 

Die Stilllegung der Asse ist UVP-pflichtig im Sinne des Bergrechts, damit liegt kein 
Nachteil gegenüber Atomrecht vor. Es liegt nun in der Entscheidung des nieder-
sächsischen Umweltministeriums, wie mit der UVP weiter verfahren wird. 

Was das Ermessen der Behörde betrifft, so wird nach § 9b Atomrecht eine gebunde-
ne Entscheidung getroffen, wie auch nach Bergrecht. Eine Alternativenprüfung ist 
nicht erforderlich. 

 

Diskussion  

Dr. Paul, BMU antwortet auf die Frage nach der Zuständigkeit, dass für die Geneh-
migungen des Endlagers im Bergwerk Asse II die niedersächsischen Behörden zu-
ständig sind. Wenn eine Gefahrensituation vorläge, würde der Bund gemeinsam 
mit dem Land nach Lösungen suchen. Möglich wären dann Weisungen des Bundes 
an das Land. Bislang ist allerdings keine Gefährdungssituation eingetreten.  

Die Frage nach der Anwendung des Bundesbodenschutzgesetzes bringt aus seiner 
Sicht  keine neuen Erkenntnisse, da die Grundregeln des bergrechtlichen Planfest-
stellungsverfahrens auch im Bodenschutzgesetz berücksichtigt werden. Zweifellos 
wird in erster Linie das Strahlenschutzrecht zur Anwendung kommen.  

Eine Nachfrage zur Haftung beantwortet der Referent eindeutig: Im Schadensfall 
haftet der Verursacher unbegrenzt.  

Im Publikum wird Unverständnis dazu geäußert, dass die Genehmigungen nach 
über 30 Jahren nicht erloschen sind. Es gäbe zahlreiche (Alt-)Genehmigungen, die 
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die Frage nach ihrer Rechtmäßigkeit aufkommen lassen, d.h. ob nicht Atommüll 
ohne legale Grundlage in der Asse gelagert wird. 

Für Claus Schröder vom Vorstand des Asse 2 Rechtshilfefonds ist es nicht nachvoll-
ziehbar, dass Betreiber und Behörden am Bergrecht festhalten, wenn es angeblich 
keine Unterschiede zum Atomrecht gibt. Tatsächlich sieht er gravierende Unter-
schiede: Bis jetzt ist die UVP nur freiwillig, nach Atomrecht besteht UVP-Pflicht, und 
das Atomrecht ist „passender“, weil andere Vorschriften zur Anwendung kommen. 
Zur Frage der gebundenen Genehmigung weist er auf die Verfassungsbeschwerde 
hin, die gegen das Konrad-Urteil eingelegt wird.  

Auch angesichts des angerichteten Desasters in der Asse fordern die Bürgerinitiati-
ven die Schließung nach Atomrecht inkl. gesicherter Öffentlichkeitsbeteiligung. Es 
wäre ein großer Fehler, wenn ein falsches Verfahren gewählt würde. 

Laut Dr. Paul (BMU) ist die Verfahrensbestimmung „auf einem Weg der Rechtsfort-
bildung“. Wenn nach Bergrecht zwingend eine UVP erforderlich sein sollte, würden 
keine wesentlichen Unterschiede zu einem atomrechtlichen Verfahren bestehen.  

Ein Teilnehmer aus dem Publikum merkt an, dass bislang die Untere Wasserbehör-
de Wolfenbüttel und andere Fachbehörden nicht am Verfahren beteiligt sind. Auch 
diese Tatsache macht den Unterschied zu einem atomrechtlichen Planfeststellungs-
verfahren deutlich. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Ansichten bei der Frage ausei-
nandergehen, ob bei Anwendung des Bergrechts die gleichen Anforderungen 
zugrunde gelegt würden wie bei einem Verfahren nach Atomrecht. 

In seiner Zusammenfassung bekräftigt Stefan Wenzel die Forderung nach Anwen-
dung des Atomrechts beim Schließungsverfahren der Asse. Eine UVP mit Öffent-
lichkeitsbeteiligung ist für die Grünen zwingend erforderlich. Das „Versagenser-
messen“ der Behörden ist im Atomrecht außerdem größer als im Bergrecht. Für die 
Anwendung des Atomrechts spricht auch, dass die Genehmigung der Asse nach 
Strahlenschutzverordnung spätestens 1993 abgelaufen ist. Das Festhalten am Berg-
recht gründet offenbar auf der Befürchtung der Verantwortlichen, dass die Asse 
nach Atomrecht gar nicht geschlossen werden kann, weil ein sicherer Abschluss zur 
Biosphäre nicht möglich ist. 
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Panel 2: Zeit für Sicherheit – Rückholung oder Verbleib des 
Atommülls im Berg? 

 

Der Geologe Jürgen Kreusch führt in die Leitfrage nach der Standfestigkeit des Berg-
werks und damit nach der Sicherheit des dort eingelagerten Atommülls mit einem 
Folienvortrag ein, der hier stichpunktartig in seinen wesentlichen Aussagen wie-
dergegeben wird. 

 

Vortrag Jürgen Kreusch 

 

Um welche Probleme geht es bei der Asse eigentlich? 

Zufluß wässriger Lösungen ins Endlager:  

derzeit 12 m3/Tag 

Herkunft aus dem Deckgebirge 

Änderungen des Zutrittortes (von oben nach unten) 

noch „gesättigt“ - das kann sich ändern 

unklar, welche Mengen an Lösungen an welchen Orten des Grubengebäudes und 
mit welcher Zusammensetzung zukünftig auftreten werden 

 

Schwierige gebirgsmechanische Situation 

teilweise hoher Durchbauungsgrad 

entscheidend ist das Steinsalzabbaufeld der Südflanke (13 Sohlen, Volumen ca. 3,4 
Mio m3 ) 

Tragfähigkeitsmaximum wird überschritten - Schädigung der Steinsalzbarriere und 
des Tragsystems der Südflanke (Bereich Salzbarriere/Nebengebirge) 

trotz Verfüllung weitere Verformungen 

Lösungszutritte seit 1988 sehr wahrscheinlich durch Verletzung der Barrierenintegri-
tät hervorgerufen 

Insgesamt: Südflanke ist der kritische Bereich 

 

Spezielles Problem: Carnallitit im Grubengebäude 

Vorkommen von Carnallitit v.a. im Sattelbereich; ehemalige Kalisalzabbaue 

Carnallitit wird auch durch gesättigte NaCl-Lösung um- bzw. aufgelöst 

Bei abgesoffenem Bergwerk Asse wird Carnallitit aufgelöst  

Dadurch wird die Tragfähigkeit und die Barriereintegrität weiter verringert (bis zum 
Zusammenbruch?) 
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Ergebnis: Eine unheilvolle Dreierbande aus Gebirgsmechanik, Lösungszufluß und 
Carnallitit 

Gegenseitige Abhängigkeit von Gebirgsmechanik/Tragfähigkeitsverhalten einer-
seits und Lösungszuflüssen andererseits! 

Zusätzlich die Carnallititproblematik, die das Problem verschärft! 

Insgesamt führt Zusammenspiel zwischen Gebirgsmechanik, Lösungszuflüssen und 
möglicher Carnallititauflösung zu sehr problematischer Situation 

 

Zum Vergleich: Welche Anforderungen gelten für ein Endlager im Salz? 

Kein Lösungszutritt mit Verbindung zu Deck- bzw. Nebengebirge 

Keine Lösungen im Endlager, da diese Mobilisierungs- und Transportmedium für 
Radionuklide darstellen 

Gebirgsmechanisch stabiles Grubengebäude; Integrität der geologischen Barriere 
Salz 

Abwesenheit leicht löslicher Kalisalze, Anhydrit u.ä. 

Asse: keine der Anforderungen ist erfüllt, obwohl bereits 1979 eine Studie vorgelegt 
wurde, die die heutigen Probleme beschreibt 

 

Welche wesentlichen Maßnahmen sind geplant? 

Füllung aller Porenräume in der Grube mit einer Lösung (Schutzfluid), die sich im 
chemischen Gleichgewicht mit den Salzen befindet (keine Auflösung des Carnalli-
tit) 

Aufbau eines pneumatischen Innendrucks, um die durch das Schutzfluid bedingten 
erhöhten Verformungsraten „im Griff zu halten“  

Bau von rund 60 Strömungsbarrieren, um die Lösungsbewegungen in den Einlage-
rungskammern zu minimieren 

Aufbau von Mg-Depots zur Beeinflussung des geochemischen Milieus in den Einla-
gerungskammern 

 

Bewertung der Maßnahmen 

Sämtliche Maßnahmen des Schließungskonzepts für die Asse stellen keinen ange-
strebten Übergang in die Nachbetriebsphase für ein Endlager im Salz dar („Tro-
ckenversatz“) 

Der vorgesehene Flüssigversatz kann nur als Notfallmaßnahme gekennzeichnet 
werden (eine Art Sicherungsmaßnahme; der zusätzlich vorgesehene pneumatische 
Versatz zeigt dies deutlich) 

Ob die Maßnahmen langzeitsicher sind, sei dahingestellt 

Ob die Maßnahmen „alternativlos“ sind, ist nicht ausreichend geprüft worden 
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Welche Fragen sind vorrangig zu beantworten? 

Ausgangspunkt: Kern der Betrachtung ist die Standsicherheit des Grubengebäudes 

Welche Fragen hat die GSF ihrem gebirgsmechanischen Gutachter gestellt? Wie 
lauten die genauen Antworten? 

Hat die GSF die richtigen Fragen gestellt? Wurde gefragt, wie lange das Grubenge-
bäude noch standsicher ist? 

Ist die Standsicherheit tatsächlich nur noch bis ca. 2014 gewährleistet? Wie sicher 
sind entsprechende Aussagen? Warum kommen solche Aussagen erst in jüngster 
Zeit? 

 

Umgang mit der Öffentlichkeit 

Wenn Fragen der Standsicherheit von entscheidender Bedeutung für wesentliche 
Entscheidungen sind, dann stellt sich die Frage, warum genau diese Aspekte (Gut-
achten) der Öffentlichkeit vorenthalten werden. 

Es werden offensichtlich nur die Inhalte mit der Öffentlichkeit kommuniziert, die der 
Betreiber (u. gegebenenfalls die Genehmigungsbehörde) für angemessen hält (z.B. 
keine Informationen zum pneumatischer Versatz). 

Die Taktik des „Ankündigen und Verteidigens“ hat langfristig noch nie gefruchtet. 
Vielmehr ist sie kontraproduktiv und zerstört das Vertrauen 

 

Diskussion 

Zur Eröffnung der Diskussion stellt Sylvia Kotting-Uhl als Moderatorin die Frage 
nach dem zeitlichen Ablauf. Nach Aussagen der politisch Verantwortlichen sei nur 
noch bis 2014 Zeit, die größtmögliche Sicherheit im Berg herzustellen, danach stün-
de die Standfestigkeit des Berges derart in Zweifel, dass Arbeiten mit hohen Sicher-
heitsstandards, wie die Rückholung der Atommüllfässer unmöglich seien. Diese 
Argumentation zieht die Frage nach möglichen Alternativen nach sich. 

Jürgen Kreusch stellt als Hauptproblem die Zuflüsse untertage heraus, die das 
Deckgebirge destabilisieren. Dieses Problem verschärft sich durch die vielen beste-
henden Hohlräume. Die meisten Hohlräume sind zwar verfüllt, die Deformation hält 
jedoch an. Der Zustand der Gebirgsmechanik nimmt an Brisanz zu, wenn man die 
Carnallitit-Schichten in die Betrachtung einbezieht. Das Schließungskonzept igno-
riert die Tatsache, dass sich Carnallitit (besser bekannt als Kali-Salz) mit den ein-
dringenden Wasserzutritten verbindet, auch nachdem mit einer Magnesiumchlorid-
lösung geflutet wäre. Löst sich das Carnallitit, verringert sich die Standfestigkeit 
nochmals in bisher völlig unbekanntem Ausmaß. 

An Staatssekretär Dr. Eberl richtet Kotting-Uhl die Frage, mit welcher Begründung 
die Landesregierung einen Standort als Endlager akzeptieren will, der wesentliche 
Eignungskriterien nicht erfüllt, wie die Langzeitsicherheit – Stichwort: Anwachsen 
des Laugenzutritts jederzeit möglich – oder große Unsicherheiten bei der Standfes-
tigkeit des Deckgebirges– die Stichworte liefert offenbar das entsprechende Gutach-
ten zur Standsicherheit, das bisher nicht veröffentlicht ist. 

Staatssekretär Dr. Christian Eberl verweist auf seine Funktion als Vertreter der 
Prüfbehörde des Schließungsantrags, die ihm Detailauskünfte untersagt. Nach sei-
ner Auffassung belegt das angesprochene Gutachten nicht die mangelnde Lang-
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zeitsicherheit, sondern legt eine zeitnahe Schließung nahe, da sich die Standsicher-
heit des Bergwerks in wenigen Jahren verschlechtern könnte. Durch diese Ver-
schlechterung werden Arbeiten untertage zu einem hohen Risiko. Das Gutachten 
enthält ein Worst-Case-Szenario, wonach das Bergwerk nach dem Jahr 2014 nicht 
mehr tragfähig ist. 

Bei der Frage um die Langzeitsicherheit muss aus Dr. Eberls Perspektive vor allem 
das Gefährdungspotenzial betrachtet werden. Die Sicherheit steht für die nieder-
sächsische Landesregierung im Vordergrund. Dr. Eberl versichert, dass sämtliche 
Alternativen geprüft würden. 

Udo Dettmann antwortet auf die Frage, was nun passieren soll, dass die erste 
Pflicht aller Beteiligten sein muss, aus den Fehlern der Vergangenheit zu lernen. 
Laugenzuflüsse kommen bei genutzten Bergwerken häufig vor, so dass schon aus 
diesem einen Grund die Prüfung mehrerer Alternativen nötig ist. Die Situation in 
der Asse macht vermutlich Hilfsstützmaßnahmen nötig, damit Alternativen zum vor-
liegenden Schließungskonzept gewissenhaft geprüft werden können. Dettmann for-
dert die Veröffentlichung des genannten Gutachtens, damit sich auch die Betroffe-
nen informieren können und nicht länger Vermutungen anstellen müssen. Die Ver-
wahrung des Gutachtens, auf das sich die Position der Landesregierung im Wesent-
lichen stützt, hat zu einem Vertrauensbruch bei der Bevölkerung geführt. 

Dr. Ulrich Kleemann, Endlager-Experte des Bundesamtes für Strahlenschutz zieht 
auf die Frage nach Möglichkeiten zur Erhöhung der Stabilität des Bergwerks den 
Vergleich mit dem Endlager in Morsleben heran. Dort werden bergbauliche Gefah-
renabwehrmaßnahmen durchgeführt, um die Tragfähigkeit zu erhöhen. Diese Maß-
nahmen bestehen vor allem darin, bestehende Kammern mit Salzbeton zu verfüllen 
und tragende Bereiche zu stabilisieren. Mit diesen Maßnahmen wird die nötige Zeit 
gewonnen, um analog zum Atomrecht einen Optionenvergleich ohne Zeitdruck an-
stellen zu können. 

Bei der Asse ist das BfS als Beratungsinstanz des Bundesumweltministeriums in das 
Prüfverfahren einbezogen. Als Maßstab für die Frage, ob der Schließungsantrag 
aussagekräftig und vollständig ist, dienen die Rechtsvorschriften des Atomrechts. 
Entscheidend ist auch aus Sicht des BfS, wie viel Zeit bleibt, um realisierbare Alter-
nativen zu entwickeln und zu prüfen. Auch zu diesem Zweck veranstaltet das BfS 
einen Experten-Workshop, der sich mit möglichen Alternativen auseinandersetzen 
wird. Im Mittelpunkt stehen dabei zwei Fragen nach den technischen Möglichkei-
ten, 1. wie Tragfähigkeit zu verlängern und 2. wie die Zuflüsse aus dem Deckgebirge 
zu stoppen sind. 

Staatssekretär Dr. Christian Eberl ergänzt auf Nachfrage, dass das Landesamt für 
Bergbau, Energie und   Geologie das Verfahren führt, den Schließungsantrag prüft 
und alle verfügbaren Fachleute dafür einsetzt. 

Die Moderatorin Sylvia Kotting-Uhl öffnet die Diskussion für Beiträge und Fragen 
aus dem Publikum, die im Folgenden zusammengefasst wiedergegeben werden. 

Bezweifelt wird die Dauer der Bergung der Atommüllfässer, die in einem Gutachten 
zur Rückholung des Atommülls aus dem Bergwerk angesetzt sind. Danach soll le-
diglich ein Fass pro  Stunde heraufgeholt werden können. 

Die Fokussierung auf die Tragfähigkeit sei verständlich, die größten Probleme wer-
den jedoch erst nach der Schließung auftreten. Über 100 verschiedene Radionuklide 
und über 1000 chemische Substanzen werden sich innerhalb von etwas 100 Jahren 
zu einem gefährlichen „Brei“ entwickeln, der Wärme und Gase ausbilden wird. Dar-
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aus werden toxische Produkte entstehen, die zu einer hohen Gefährdung führen. 
Aus dieser Erkenntnis heraus ist der Kreis der Prüfer unbedingt um Strahlenexper-
ten zu erweitern, die sich mit der Langzeitentwicklung bei einer Schließung von As-
se auseinander setzen. 

Dr. Kleemann geht auf das Flutungskonzept des Schließungsantrags ein und stellt 
fest, dass die Option einer Flutung auch in Morsleben geprüft wurde. Beim Ver-
gleich von Verfüllung mit Salzbeton und  Flutung von Morsleben hat sich die Flu-
tungsoption als deutlich schlechtere Variante herausgestellt. 

Staatssekretär Dr. Eberl ist sich dagegen sicher, dass ein Vergleich von Morsleben 
und Asse schon deswegen unzulässig sei, weil die Voraussetzungen für die Atom-
mülllagerung gänzlich andere seien, denn die Einlagerung basierte auf wissen-
schaftlichen Erkenntnissen der 1950er Jahre. Die chemischen Reaktionen der einge-
lagerten Stoffe (Wärme- und Gasbildung,  Korrosion, Verbindung zu toxischen Stof-
fen) seien Bestandteil der Forschungsgegenstände, die im Forschungsendlager As-
se untersucht wurden. Die Erkenntnisse aus diesen Forschungen sind demnach 
auch Grundlage der Langzeitsicherheit. 

Jürgen Kreusch stellt mit Verwunderung fest, dass sich die Landesregierung vehe-
ment gegen ein weiteres Gutachten zur Standsicherheit sträubt, obwohl – wie die 
Diskussion erneut zeigt – die Standsicherheit die zentrale Fragestellung darstellt. 
Alternativen müssen aus seiner Sicht unbedingt geprüft werden. Aber auch dabei 
stellte sich die Frage, welche Alternativen betrachtet werden. 

Ein Mitarbeiter des Landesumweltministeriums aus dem Publikum versichert, dass 
zum 21. November, dem Tag des bereits von Dr. Kleemann erwähnten Experten-
Workshops alle Gutachten veröffentlicht werden, die Grundlage des Schließungs-
antrags sind oder zu seiner Bewertung herangezogen werden. Darunter befindet 
sich auch das mehrfach eingeforderte Gutachten zur Tragfähigkeit der Asse. 

Aus Sicht von Dr. Kleemann muss der Fokus auf der Betrachtung von Worst-Case-
Szenarien liegen. Da die Aktivität des eingelagerten Materials in der Asse mit der 
von Morsleben vergleichbar ist, sollten die guten Erfahrungen mit der Stabilisie-
rung des dortigen Atommülllagers auch bei Asse hinzugezogen werden. 

 

Schlussworte 

In ihrem Schlusswort macht Sylvia Kotting-Uhl deutlich, dass sie sich nach der en-
gagierten Diskussion in ihrer Ansicht bestätigt sieht, dass der Atommüll aus der 
Asse herausgeholt werden muss. Die Bürgerschaft muss weiter darauf hinwirken, 
dass es zu einem transparenten Verfahren kommt. Die politisch Verantwortlichen 
dürfen auf keinen Fall nach dem Motto verfahren: „Deckel drauf, Asse tot“, wie es in 
der Bundestagsdebatte aus den Reihen der CDU zu vernehmen war. 

Auch Andreas Meihsies gibt im Namen der Landtagsfraktion dem Staatssekretär die 
Botschaft mit auf den Heimweg, dass das gebrochene Vertrauen bei den Menschen 
in der Region dringend wieder hergestellt werden muss. Öffentlichkeitsbeteiligung 
und damit die Offenlegung grundlegender Unterlagen sind ein demokratisches Ge-
bot und müssen auch beim Umgang mit der Asse zugrunde gelegt werden. Sein ein-
dringlicher Appell an die Adresse des Staatssekretärs lautet deshalb: „Nehmen Sie 
die Menschen mit!“ 
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 „Wie weiter mit Gorleben?“  

Grünes Fachgespräch zur Endlagerung von Atommüll in Deutschland  

Fachgespräch im Landtag Hannover, 10. Januar 2008 

 

16:00 

Begrüßung und inhaltliche Einleitung 

Stefan Wenzel MDL 

Fraktionsvorsitzender Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 

 

16:15 

Panel 1: „Mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ..“ 

Asse-Katastrophe und Schlussfolgerungen für die Endlagerung 

Dr. Georg Arens, BMU 

Jürgen Kreusch, Gruppe Ökologie e.V. 

Stefan Wenzel, Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 

 

17:30 

Panel 2: „Europaweit..“ 

Standards und Entwicklungen der Endlagervorbereitung in Europa 

Bernhard Piller, Schweizerische Energie-Stiftung SES 

 

18:30 

Panel 3: „Bis in alle Ewigkeit..“ 

Bedingungen für eine ergebnisoffene Endlagersuche in Deutschland 

Detlef Appel, PanGeo-Institut  

Holger Bröskamp, GNS Gesellschaft für Nuklear-Service mbH 

Wolfram König,  Bundesamt für Strahlenschutz (angefragt) 

Prof. Dr. Klaus-Jürgen Röhlig, TU Clausthal-Zellerfeld, Endlagerforschung 

Gert Rosenkranz, Deutsche Umwelthilfe 

Sylvia Kotting-Uhl, Sprecherin für Umweltpolitik BT-Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

� Da die Referenten Dr. Aebersold und Bröskamp und Rebecca Harms absagen mussten, 
wurden Panel 2 und Panel 3 zusammengefasst. Die Diskussion konnte aus diesem Grund 
ausführlicher geführt werden und wird hier entsprechend dokumentiert. 
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19:45 

Zusammenfassung 

Andreas Meihsies, atompolitischer Sprecher LT-Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
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Einleitung 
Der Vorsitzende der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen in Niedersachsen, 
Stefan Wenzel, begrüßt die Teilnehmer und führt ins Thema des Fachgesprächs ein. 
Er kritisiert die zahlreichen Fehleinschätzungen der Vergangenheit, was die Eig-
nung der Asse als Endlager für Atomabfälle angeht, und die Tatsache, dass kriti-
sche Studien zur Asse lange Zeit als unseriös abgetan wurden. Außerdem kritisiert 
er, dass die Öffentlichkeit erst Mitte der 90er Jahre von den Laugenzuflüssen in der 
Asse erfahren hat, obwohl diese den Behörden seit 1988 bekannt waren. Er fragt 
nach den Konsequenzen, die sich daraus für andere mögliche Standorte für Endla-
ger ergeben, insbesondere für Gorleben, und allgemein nach den Kriterien, die für 
die Sicherheit eines atomaren Endlagers gelten sollen. Schließlich sei die Asse als 
Prototyp für die Endlagerung im Salzstock Gorleben geplant worden – inzwischen 
droht das Bergwerk jedoch abzusaufen. 
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Panel 1: „Mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit…“ 
– Asse-Katastrophe und Schlussfolgerungen für die Endlage-

rung 
 

Referatsleiter Georg Arens, BMU führt in die Frage nach den Folgerungen der Situa-
tion in der Asse für das Versuchsendlager Gorleben mit einem Folienvortrag ein, 
der im Folgenden dokumentiert wird. 

 

 

Das Bild zeigt einen Schnitt durch das so genannte Forschungsendlager Asse II. 
MWA steht für mittelradioaktiven, LAW für leichtradioaktiven Atommüll. Farbig 
markiert sind die Bereiche, die zur Stabilisierung des Grubengebäudes mit Salzgrus 
verfüllt sind. 

 

 

 

 

 

 

SScchhlliieeßßuunngg  ddeerr  AAssssee  
 

 

LAW 
Abfälle 

MAW 
Abfälle 

altes  versetztes 
Carnallitit Baufeld 

 

Lasteintrag aus 
dem Deckgebirge  

mit Salzgrus ve r-
setztes Südfeld 

altes Steinsalz 
Baufeld 

1,2 1015 Bq 

1,7 1015 Bq 
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Sicherheitssituation 

 

• Aufgrund der stattfindenden Bewegungen im Deckgebirge kann nicht ausge-
schlossen werden, dass der existierende Salzlösungszutritt erheblich an-
steigt und dann nicht mehr aufgefangen und kontrolliert werden kann. 

• Hierdurch kann eine Freisetzung von radioaktiven Stoffen in die Umwelt er-
folgen. 

• Nach gemeinsamer Einschätzung von NMU, BMU und BMBF liegt eine Situa-
tion vor, aus der sich durch die Wirkung ionisierender Strahlen Gefahren er-
geben können (§ 19 Abs. 3 AtG) 

• Die atomrechtliche Aufsichtbehörde (NMU) kann Maßnahmen zur Gefahrer-
forschung oder zur Beseitigung bzw. Verbesserung des Zustandes anordnen. 
Das BMU kann im Wege der Bundesaufsicht z.B. durch Weisungen in die Auf-
sichtstätigkeit des NMU eingreifen. 

 

Nächste Schritte 

 

• GSF erstellt Störfallanalysen bis Mitte 2008.  

• GSF erstellt Machbarkeitsstudie zur Erhöhung der Versatzsteifigkeit bis Mitte 
2008.  

• BfS erstellt Machbarkeitsstudie zur Rückholung der MAW Abfälle bis Juni 
2008. 

• BMBF und BMU erstellen gemeinsam Optionenvergleich bis Mitte 2008, in der 
die Arbeiten des BfS und der GSF einfließen. 

• Landkreis Wolfenbüttel organisiert Asse-Forum zur Beteiligung der Region 
am Optionenvergleich 

 

Im Anschluss an die Darstellung der gegenwärtigen Situation in der Asse stellt Re-
feratsleiter Georg Arens, BMU die wesentlichen Sicherheitskriterien dar, die heute 
Grundlage einer Genehmigung für ein Endlager sind. 

 

Sicherheitsanforderungen für die Endlagerung 

 

� Stand von Wissenschaft und Technik muss Richtlinie für die Vorgehensweise 
bei der Endlagerung hochradioaktiver / Wärmeentwickelnder Abfälle sein, de-
finiert durch 

o International Atomic Energy Agency (IAEA) - Draft Safety Require-
ments, Oktober 2006 

o International Commission on Radiological Protection (ICRP) - ICRP 
Report 2007 

o Nationale Institutionen / Behörden und wissenschaftliche Beratungs-
gremien, in D.: ReaktorSicherheitsKommission und StrahlenSchutz-
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Kommission, GesellschaftReaktorSicherheit und BundesamtfürStrah-
lenschutz 

� Ausreichender Abschluss von der Biosphäre - gemessen an Dosis oder Risiko-
grenzwerten 

� Optimierung der Sicherheit für die Phase nach Verschluss des Endlagers - ge-
messen an den zur Verfügung stehenden Möglichkeiten 

� Integritätsnachweis für den einschlusswirksamen Gebirgsbereich für 1 Million 
Jahre 

� Unterschreitung einer effektiven Dosis von 0,01 mSv/a am Rande des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereichs 

� Risiko schwerer Erkrankung ist Bewertungsgröße statt effektiver Individualdo-
sis - 10-4 / Lebenszeit ist oberer Wert der von WHO für Trinkwasser empfohlen 
wird 

� Unterteilung des Genehmigungsverfahrens in vier Schritte alle 10 Jahre Sicher-
heitsüberprüfung während des Betriebes 

� Standort und Endlagerauslegung dürfen im Vergleich mit Konzepten in anderen 
Ländern keine signifikanten Nachteile aufweisen. 

� Einschlussvermögen darf nur von einer Barriere abhängen, falls Versagen die-
ser Barriere unwahrscheinlich bezogen auf den geforderten Einschlusszeitraum 
ist. 

� Erst sind die Sicherheitsanforderungen für die Endlagerung festzulegen, bevor 
weitere Arbeiten zur Realisierung eines Endlagers für wärmeentwickelnde / 
hochradioaktive Abfälle fortgeführt werden. 

 

Diskussion 

Prof. Rolf Bertram merkt an, dass er Salzstöcke für grundsätzlich ungeeignet zur La-
gerung von Atommüll hält. Die darin stattfindenden strahlenchemischen, korrosiven 
und Gas bildenden Prozesse seien einfach nicht hinreichend erforscht. Schließlich 
wiesen Salzstöcke oft keine homogene Gesteinstruktur auf, sondern es bildeten sich 
Hydrate wie Carnallitit. Carnallitit enthalte jedoch große Mengen Wasser und gebe 
bereits in fester Form Knallgas ab. Schon bei etwas mehr als 100° gehe es außerdem 
in einen schmelzflüssigen Zustand über. Über die korrosiven Prozesse, die dann 
möglicherweise auftreten, sei noch überhaupt nicht diskutiert worden.  

Georg Arens vom Bundesumweltministerium äußert, für diese Fragen sei eigentlich 
das Bundesamt für Strahlenschutz zuständig, aber man werde keinesfalls bei einem 
neu zu errichtenden Endlager in der Nähe von Carnallitit-Gestein einlagern, son-
dern nur auf ungestörte Salzpartien zurückgreifen. 

Nach Auffassung von Heinz-Jörg Haury  (GFS) kommt es durch die Abfälle in der As-
se zu keiner nennenswerten Wärmeentwicklung. Georg Arens (BMU) bestätigt, bis-
her seien keine deutlich erhöhten Temperaturen gemessen worden. Rolf Bertram 
weist noch einmal darauf hin, dass strahlenchemische Prozesse eine Vielzahl ande-
rer chemischer Prozesse auslösen können, die alle Wärme freisetzen, und beharrt 
auf seiner Auffassung, dass dort durchaus Temperaturen von 100 Grad erreicht 
werden könnten.  
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Ein Teilnehmer fragt nach den Gründen dafür, dass die Einlagerung in ein schwedi-
sches Endlager von der zuständigen Behörde in Schweden gestoppt wurde. Georg 
Arens vom BMU erklärt dazu, dass die Sicherheitsanalyse, die der Betreiber des La-
gers nach 10 Jahren nach schwedischem Recht vorlegen musste, in den Augen der 
Aufsichtsbehörde nicht zufrieden stellend gewesen sei, weil sie neuere wissen-
schaftliche Erkenntnisse über die geologischen Gegebenheiten nicht berücksichtigt 
habe.  

Ein Teilnehmer regt an, für die Asse sollten die gleichen Sicherheitsstandards gel-
ten wie für andere atomare Endlager. Dies weist Georg Arens (BMU) zurück: Die As-
se werde nun einmal faktisch nicht die gleichen Sicherheitsanforderungen erfüllen 
können, wie man sie an ein Endlager für hochradioaktive Abfälle stellen müsse. 
Beispielsweise sei für die Asse ein Integritätsnachweis für 1 Million Jahre gar nicht 
mehr möglich, da die Risse im Gestein ja bereits vorhanden seien. Auch dürfte es 
schwierig sein, im Fall der Asse nachzuweisen, dass es nicht zu Grenzwertüber-
schreitungen komme. Mit solchen signifikanten Unterschieden in der Qualität des 
Nachweises müsse man jedoch leben, weil es faktisch nicht mehr zu ändern sei. 

Wolfgang Ehmke fragt, ob man die GSF, die ja inzwischen eine GmbH sei, als 
Betreiberin der Asse nicht haftbar machen könne für den Schaden, der durch die 
Asse entstanden sei. 

Darauf erwidert Heinz-Jörg Haury : Die GSF sei schon immer eine GmbH gewesen, 
Gesellschafter sei der Staat, vertreten durch das Bundesforschungsministerium. 

Wolfgang Ehmke befürchtet, die vom Referenten Georg Arens (BMU) vorgestellten 
künftigen Sicherheitsstandards machten Gorleben als Endlager wahrscheinlicher, 
weil nicht mehr zwei geologischen Barriere gefordert würden. Bisher sei man von 
einem geologischen Mehrbarrierensystem ausgegangen. Insofern sei immer auch 
die Frage nach einem zusätzlichen Deckgebirge wichtig gewesen, das Wasseraus-
tritte ausschließt. Auch Stefan Wenzel sieht in den geplanten neuen Sicherheitsan-
forderungen eine Aufweichung und meint, angesichts der bisherigen Erfahrungen 
müsse man doch vielmehr verschärfen. Georg Arens (BMU) bestätigt, dass das zu-
künftige Mehrbarrierensystem nicht zwangsläufig zwei geologische Barrieren vor-
aussetze. Dennoch, verspricht er, würden die Sicherheitsanforderungen insgesamt 
härter werden. 

Nach Auffassung von Jürgen Kreusch (Gruppe Ökologie) sind für Endlager in Salz-
stöcken zwei geologische Barrieren erforderlich: Salzstock und Deckgebirge. Das 
Deckgebirge sei notwendig, um einerseits den Salzstock gegen Ablagerungen zu 
schützen, andererseits zum Schutz der Biosphäre, falls doch Radioaktivität austrete, 
die ansonsten unter Umständen mit dem Grundwasser in die Biosphäre entweichen 
könnte. 

Zur Frage der Rückholbarkeit der Abfälle aus der Asse äußert Georg Arens (BMU), 
dass man die untere Schicht Abfälle aus Gründen des betrieblichen Strahlenschut-
zes verstürzt und mit Salzgrus überdeckt habe, was es nahezu unmöglich mache, 
diese Abfälle ohne größeres Risiko wieder herauszuholen. Bei den weiter oben lie-
genden MAW-Abfällen sehe das eventuell anders aus, deshalb habe man jetzt eine 
Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben, die diese Möglichkeit prüfen solle. Sollten 
sich die MAW-Abfälle als rückholbar erweisen, werde man gegebenenfalls auch die 
Rückholbarkeit der unteren Schicht Abfälle noch einmal prüfen.  
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Hinsichtlich der Nachsorgephase äußert Arens auf Nachfrage, die Dokumentation 
solle für 500 Jahre sicherstellen, dass keine menschliche Aktivität erfolge, die nega-
tive Auswirkungen auf den Standort habe.  
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Panel 3: „Bis in alle Ewigkeit..“ - Bedingungen für eine er-
gebnisoffene Endlagersuche in Deutschland 

 

zusammen mit 

Panel 2: „Europaweit..“ - Standards und Entwicklungen der Endlager-

vorbereitung in Europa 

Aufgrund der Absagen von zwei Referenten wird Panel 2 und Panel 3 zusammenge-
fasst. Bernhard Piller, schweizerische Energiestiftung stellt eingangs in einem Fo-
lienvortrag die gegenwärtige Situation bei der Endlagersuche in der Schweiz dar, 
der im Folgenden stichpunktartig dokumentiert wird. 

 

Schweizer Atompolitik gestern und heute 

 

� Fünf Schweizer Atomkraftwerke stehen in Betrieb (Inbetriebnahme 1969 – 1984) 

� Vier negative Atom-Ausstiegsentscheide der Schweizer Stimmbevölkerung 1979, 
1984, 1990, 2003 

� Neue AKW-Debatte seit drei Jahren, die grossen Stromversorger AXPO, Atel und 
BKW wollen je ein 1‘600 MW AKW bauen, wahrscheinlich einen EPR 

� Die Rahmenbewilligungsgesuche sind für Herbst 2008 angekündigt 

 

Atommüllendlagersuche in der Schweiz 

 

� Seit 1969 wird in der Schweiz in Atomkraftwerken Atommüll produziert 

� Die Nagra (Nationale Genossenschaft für die Lagerung radioaktiver Abfälle) 
wurde erst 1972 gegründet 

� 1985 reicht die Nagra das „Projekt Gewähr“ ein. Der Bundesrat (CH-Regierung) 
erachtet den Entsorgungsnachweis für SMA-Abfälle als erbracht, den Nachweis 
für HAA als nicht erbracht 

� 1995 und 2002 spricht sich das Stimmvolk des Kantons Nidwalden gegen eine 
SMA-Lager im Wellenberg aus 

� 2002 reicht die Nagra den Entsorgungsnachweis für ein HAA- Lager beim 
UVEK ein. Der Bundesrat genehmigt den Nachweis 2006 

� Heute: Prozess des Sachplanverfahrens (Konzept zur Standortsuche) 

� Ausgehend von einer 60-jährigen Betriebszeit der fünf Atomkraftwerke dürften 
110’000 m3 radioaktive Abfälle anfallen 

� Rund 10% davon sind hochaktive Abfälle (HAA) 

� Der Entsorgungsnachweis ist auf die fünf bestehenden AKW ausgelegt 
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� Würde die Schweiz neue AKWs bauen, müssten neuen Lagerkapazität bereit-
stellt werden 

 

SES Forderungen  

� Stromproduktion 

o Keine neuen Atomkraftwerke 

o Klare Abschaltkriterien für die laufenden AKW 

 

� Atommülllagerung 

o Abschied von „der“ Lösungsidee 

o Maximale Sicherheit anstreben – die absolute Sicherheit gibt es nicht! 

o Lagerung zwingend in der Schweiz 

o Umfassende, offene und transparente Konzeptdiskussion, auch über 
das Dilemma maximale passive Sicherheit vs. maximale soziale Kon-
trolle 

o Mitentscheidungsrecht 

 

Zeitplanung 

für Endlagersuche in der Schweiz (SMA bedeutet Endlager für schwach- und mittel-
radioaktiven, HAA bedeutet Endlager für hochradioaktiven Atommüll) 

 

Sachplan Geologische Tiefenlager: Erarbei-
tung des Konzeptteils 

2008 Genehmigung durch 
Bundesrat 

Sachplan Geologische Tiefenlager: Umset-
zung 

 Bis 2014/16 Standortsuche in drei-
stufigem Verfahren 

Rahmenbewilligungsverfahren Bis 2016/18/20 Entscheid Bundesrat / 
Parlament / Volk (falls 
Referendum) 

Baubewilligungsverfahren Bis 2022/28 Mit Anfechtungsmög-
lichkeit durch alle In-
stanzen 

Bau und Betrieb von Felslabor und Kavernen, 
Betriebsbewilligung 

SMA 2028/35;  

HAA 2038/45 

  

Inbetriebnahme SMA ab 2030;  

HAA ab 2040 

  

 

Der Referent spricht sich gegen den Begriff „Endlager“ aus, der in der deutschen 
Debatte allgemein gebräuchlich ist. Aus Pillers Sicht wird damit die Lösung für ein 
Problem suggeriert, für das es keine Lösung gebe. Das Atommüllproblem sei nicht 
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lösbar, trotzdem müsse die Gesellschaft und der Staat damit „maximal verantwor-
tungsvoll umgehen“. 

 

Diskussion 

In der anschließenden Diskussion bedauert Sylvia Kotting-Uhl, umweltpolitische 
Sprecherin der Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen, den gesellschaftli-
chen Rollback in der Atomenergiefrage. Als Beispiele für diesen Rollback nennt sie 
die Tatsache, dass neuerdings wieder im Deutschen Bundestag über die Laufzeit-
verlängerung von Atomkraftwerken debattiert wird, sowie die „Klimaschützer des 
Jahres“-Kampagne der Atomlobby, bei der auf großen Plakatwänden für Kernkraft-
werke geworben wird.   

Wolfram König, Präsident des Bundesamtes für Strahlenschutz, sieht die Re-
Ideologisierung des Themas Atomkraft äußerst kritisch, nachdem es doch zwischen-
zeitlich bereits nach einer gesellschaftlich akzeptierten Lösung des Problems aus-
gesehen habe. Dabei ist vor allem die Arbeit des AK End lobend zu erwähnen. Mitt-
lerweile sei dieser Erfolg jedoch verspielt und beide Seiten hätten sich in ihre jewei-
ligen Schützengräben zurückgezogen.  

König merkt an, Bedingung für eine konstruktive Lösung der Endlagerfrage sei der 
„Konsensvertrag“ (Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und den Energie-
versorgungsunternehmen vom 14. Juni 2000 über den Atomausstieg) gewesen, den 
die EVU jedoch mit ihrer Forderung nach Laufzeitverlängerung von Atomkraftwer-
ken und Debatten über den Bau neuer AKW aufgekündigt haben. Unter diesen neu-
en Umständen sei eine vernünftige Debatte über Endlager schwer möglich, denn 
jede Seite gerate sofort unter Verdacht, die Frage des Atommülls für ihre grundle-
genden atompolitischen Ziele zu instrumentalisieren. Von einem gemeinsamen poli-
tischen Willen, das Problem zu lösen, den sich vielleicht manche von der Großen 
Koalition erhofft hatten, sei jedenfalls derzeit nichts zu spüren. Im Gegenteil habe 
die Große Koalition zu einer totalen Blockadesituation in der Endlager-Frage ge-
führt.  

Als Ausweg aus dieser Situation fordert König, beide Seiten sollten sich auch ein-
mal auf die Argumente der Gegenseite einlassen, anstatt immer sofort mit Unter-
stellungen aufeinander zu reagieren. Außerdem müsse ein transparentes Verfahren 
entwickelt werden, in dem Bürgerpartizipation festgeschrieben sei, um eine breite 
gesellschaftliche Akzeptanz für die Lösung zu schaffen.  

Nach Ansicht von Dr. Gert Rosenkranz (Deutsche Umwelthilfe) ist eine Konsens-
Lösung der Endlagerfrage nicht mehr möglich, nachdem die Energieversorgungsun-
ternehmen und Teile der Politik die Vereinbarung zum Atomausstieg einseitig auf-
gekündigt haben. Derzeit sei ein Endlager jedenfalls nur noch mit massiver staatli-
cher Gewalt durchzusetzen. Rosenkranz vermutet, dass die Atomlobby gegenwärtig 
auf diese Strategie setzt und auf eine dafür günstige politische Konstellation nach 
der Bundestagswahl 2009 wartet. Rosenkranz warnt allerdings vor, diesen Weg ein-
zuschlagen: Schließlich dauere der Prozess von der Standortentscheidung bis zur 
Inbetriebnahme des Lagers schätzungsweise 7-8 Legislaturperioden, und eine nicht 
im Konsens getroffene Entscheidung würde bei einem erneuten Regierungswechsel 
sofort revidiert werden.  

Gleichzeitig warnt Rosenkranz die Vertreter der Anti-AKW-Bewegung davor, sich in 
Fundamentalopposition und Totalverweigerung zu flüchten. Dies führe nur dazu, 
dass man am Ende überhaupt keinen Einfluss mehr auf den Entscheidungsprozess 
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habe. Dennoch, räumt er ein, sei Widerstand natürlich wichtig, um den Preis für die-
jenigen in die Höhe zu treiben, die den atompolitischen Durchmarsch versuchen 
wollten.  

Auch Stefan Wenzel, Fraktionsvorsitzender von B90/Grüne in Niedersachsen, be-
fürchtet einen „Durchmarschversuch“ der Atomlobby. Ein Anzeichen dafür sieht er 
beispielsweise in der Ankündigung Großbritanniens, 10 neue Atomkraftwerke zu 
bauen. 

Jochen Stay (X-tausendmal quer) wundert sich über die Kritik der Referenten an der 
Re-Ideologisierung des Themas und den aus seiner Sicht drin aufscheinenden Vor-
wurf an Bürgerinitiativen und Anti-AKW-Gruppen. Seiner Auffassung nach ist die 
Frage nach den Laufzeiten der AKWs nicht von der Endlagerfrage zu trennen. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt konstruktive Vorschläge in der Endlagerfrage zu machen, 
bedeute möglicherweise, der Gegenseite Argumente für eine Laufzeitverlängerung 
von AKWs zu liefern. In diesem Zusammenhang erinnert er an die Zeit des rot-
grünen Regierungsantritts 1998, als Bürgerinitiativen und Anti-AKW-Gruppen davon 
ausgegangen seien, jetzt würden alle 17 Atomkraftwerke abgeschaltet. Entspre-
chend konstruktiv habe man sich an der Suche nach Lösungen für praktische Prob-
leme bei der Abwicklung beteiligt. So habe zum Beispiel 1998 die Gruppe Ökologie 
im Auftrag der Heinrich-Boell-Stiftung ein Konzept entwickelt, wie man mit dem 
kurzfristig anfallenden Atommüll umgehen sollte. Der Vorschlag, Trockenlager zu 
bauen, sei dann zwar gern aufgegriffen worden, die AKWs seien aber dennoch nicht 
abgeschaltet worden.  

Bernhard Piller von der Schweizerischen Energiestiftung zieht Parallelen zwischen 
der Diskussion in Deutschland und der Schweiz. Auch in der Schweiz befinde sich 
die Anti-AKW- Bewegung in einem Dilemma zwischen konstruktiver Mitarbeit und 
Frontalopposition. Einerseits sei es durchaus geboten, sich an einer konstruktiven 
Lösung zu beteiligen, beispielsweise wenn es darum gehe, eine akute Gefährdung 
abzuwehren, wie sie beispielsweise von einem oberirdischen Zwischenlager für 
Atommüll in der Nähe der Einflugschneise des Flughafens Zürich ausgehe. Ande-
rerseits könne man mit einer Blockade in der Atommüllfrage möglicherweise ver-
hindern, dass neue Atomkraftwerke gebaut würden.  

Gert Rosenkranz (Deutsche Umwelthilfe) sieht einen der wesentlichen Gründe da-
für, dass die Frage nach einem Endlager, insbesondere nach Gorleben, nach wie vor 
ein gesellschaftlicher Konfliktherd ist, darin, dass die Öffentlichkeit über weite 
Strecken nicht in den Diskussions- und Entscheidungsprozess einbezogen wurde. 
Der entstandene Schaden ist seiner Auffassung nach nur dadurch zu heilen, dass im 
künftigen Entscheidungsverfahren Partizipation fest verankert wird. Allerdings 
warnt er davor, die gesellschaftliche Akzeptanz zum alles entscheidenden Kriterium 
für einen Endlager-Standort zu machen. Seiner Auffassung nach sollten bei mehre-
ren in Frage kommenden Standorten in erster Linie die Sicherheitsaspekte die Aus-
wahlentscheidung bestimmen. 

Nach Auffassung von Detlef Appel (PanGeo-Institut) müssen zwei Grundvorausset-
zungen für eine erfolgreiche Standortsuche für ein Endlager gegeben sein: 1. brau-
che man ein geeignetes Verfahren, in dessen fairen Verlauf alle Beteiligten vertrau-
en. Die Kriterien für ein solches Verfahren habe der AK End ja bereits entworfen, 
angesichts der neuen Atom-Debatte sollten sie jedoch noch einmal überarbeitet 
werden. 2. müsse eine breite Einsicht in die Notwendigkeit vorhanden sein, dass 
eine Lösung des Endlagerproblems gefunden wird.    
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Wolfgang Ehmke weist den Vorwurf der Fundamentalopposition an die Anti-AKW- 
Bewegung zurück. Man habe sich im Gegenteil sehr konstruktiv am AK End-Prozess 
beteiligt. Problematisch sei nur, dass immer wieder der Standort Gorleben in der 
öffentlichen Diskussion auftauche. Das sei schon unter der rot-grünen Bundesregie-
rung so gewesen und erst recht unter der Großen Koalition. Die gegenwärtige politi-
sche Blockade in dieser Frage motiviere nun einmal nicht gerade dazu, konstruktive 
Vorschläge zu machen. An die Grünen richtet er die Frage, ob sie bereit seien, Gor-
leben von vornherein aus dem Suchprozess auszuklammern, weil dieser Standort 
aus geologischen Gründen ohnehin nicht geeignet sei.  

Klaus-Jürgen Röhlig (TU Clausthal-Zellerfeld) fordert, dass endlich alle Fakten zu 
Gorleben auf den Tisch kommen, um diesen Standort vernünftig bewerten zu kön-
nen. An der gegenwartigen Diskussion kritisiert er, einerseits werde eine ergebnis-
offene Suche nach einem Standort gefordert, andererseits werde gesagt, es dürfe 
auf keinen Fall Gorleben sein. Das sei keine wirklich ergebnisoffene Suche! 

Gert Rosenkranz (Deutsche Umwelthilfe) meint, weder könne es angehen, sich von 
vornherein auf ein Endlager Gorleben festzulegen, noch dürfe Gorleben von vorn-
herein ausgeschlossen werden. Nur wenn beide Seiten diese Prämisse akzeptierten, 
gebe es eine Chance für einen konstruktiven Entscheidungsprozess. Er fordert ins-
besondere die GRÜNEN auf, sich für eine solche Lösung einzusetzen.  

Sylvia Kotting-Uhl (Bündnis 90/Die GRÜNEN) spricht sich ebenfalls für eine ergeb-
nisoffene Standortsuche aus. Ihrer Auffassung nach kommt es allerdings vor allem 
darauf an, die Gorleben-Befürworter von dieser Notwendigkeit zu überzeugen.  

Stefan Wenzel (MdL, Bündnis 90/Die GRÜNEN) weist noch einmal darauf hin, dass 
damals bei der Entscheidung für Gorleben weniger wissenschaftlichen Kriterien 
den Ausschlag gegeben hätten als vielmehr Aspekte wie Windrichtung oder Nähe 
zur DDR. Ihm sei jedenfalls nicht bange vor einer ergebnisoffenen Standortsuche, 
weil er sich sicher sei, dass Gorleben aus geologischen Gründen sowieso nicht in 
Frage käme.  

Jochen Stay (X-tausendmal quer) befürchtet dagegen, die Entscheidung für oder ge-
gen den Standort Gorleben sei allein eine Machtfrage und habe mit Argumenten 
nichts zu tun. Er verweist auf die Auseinandersetzung um den Schacht Konrad, wo 
Argumente überhaupt keine Rolle gespielt hätten, auch nicht vor Gericht. Man solle 
insofern vielmehr daran arbeiten, politischen Druck aufzubauen, um ein Endlager 
Gorleben zu verhindern.  

Natürlich gehe es dabei auch um Macht, räumt Gert Rosenkranz (Deutsche Umwelt-
hilfe) ein, dennoch schade es nicht, die Argumente auf seiner Seite zu haben. Er be-
richtet von Treffen mit Vertretern der Atomlobby, die sich seiner Einschätzung nach 
keineswegs sicher seien, diese Machtfrage zu gewinnen. Allerdings, so Rosenkranz, 
spüre er bei der Atomlobby nicht diesen unbedingten Willen zu verlieren, den er bei 
der Anti-AKW-Bewegung immer wahrnehme, diese Haltung: die andere Seite hat 
das Geld und die Macht, und deshalb müssen wir ja verlieren.  Wenn man davon 
überzeugt sei, dass Gorleben kein guter Standort ist, müsse man das in Gottes Na-
men eben noch ein drittes Mal beweisen, sonst komme man in der Endlagerfrage 
nicht weiter.  

Klaus-Jürgen Röhlig (TU Clausthal-Zellerfeld) widerspricht der Auffassung, Gorle-
ben sei aus geologischen Gründen ohnehin ungeeignet für ein Endlager und ver-
weist auf die Ergebnisse, die die Untersuchung des Erkundungsbereichs 1 gebracht 
hätten. Dort könne man nämlich einen Wasserzutritt ausschließen. Gorlebens Eig-
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nung hänge nun davon ab, ob man dort genügend solcher Bereiche finde. Habe man 
erst einmal einen Safety Case für Gorleben, seien endlich Vergleichsdaten vorhan-
den, nach denen man auch andere Standort beurteilen könne. 

Detlef Appel (PanGeo-Institut) äußert, dass Salzstöcke im Allgemeinen keine größe-
ren Gebiete mit homogenen Strukturen aufweisen. Man sehe ja am Beispiel der As-
se, wie eng verschiedene Gesteinstypen miteinander verknüpft seien. Man brauche 
aber größeren Partien ungestörten Steinsalzes, um Atommüll einlagern zu können. 
Offensichtlich sei es ein Problem, diese zu finden. Im Salzstock Gorleben sei jeden-
falls bisher nur ein kleines Areal identifiziert worden, das diese Bedingung erfüllt. 
Seiner Auffassung nach lohne sich im Fall Gorleben ein Weitermachen nicht, man 
solle vielmehr nach einem neuen Standort suchen.  

Sylvia Kotting-Uhl (MdB, Bündnis 90/Die Grünen) merkt an, dass Salz nirgendwo auf 
der Welt als Wirtsgestein für atomare Abfälle verwendet wird, außer in den USA für 
hochradioaktive Abfälle. In anderen Ländern verwende man dagegen eher Ton oder 
Granit. Sie verweist auf die Forderung der GRÜNEN nach einem Vergleich der Ge-
steinsarten im Hinblick auf ihrer Tauglichkeit als Endlager und fragt, ob ein solcher 
Vergleich überhaupt objektiv möglich sei.  

Klaus-Jürgen Röhlig, TU Clausthal-Zellerfeld, bedauert, dass in der öffentlichen Dis-
kussion nach wie vor ständig über Granit als Ort für ein mögliches Endlager disku-
tiert werde. Seiner Auffassung nach kommt für Deutschland als Wirtsgestein ohne-
hin nur Salz oder Ton in Betracht. Denn nach den vom AK End formulierten Kriterien 
für die Beschaffenheit eines Wirtsgesteins falle Granitgestein in Deutschland ei-
gentlich von vornherein aus, da es nicht die geforderte Einschlusswirksamkeit auf-
weise.  

Auch weltweit gesehen werde Granit eher selten als Wirtsgestein verwendet, meint 
Röhlig, allenfalls in Skandinavien, was aber darauf zurückzuführen sei, dass es dort 
kaum geologische Alternativen gebe.  

Bei einem Vergleich der Eignung von Salz- und Tongestein muss man nach Ansicht 
Röhligs differenzieren: Während man bei Salzgestein den Anspruch habe, die Abfäl-
le vollständig zu isolieren, müsse man bei Tongestein von vornherein von einer ge-
wissen Diffusion ausgehen. In diesem Fall komme es darauf an, ob die Migration 
der Schadstoffe verhindert werden kann.  

Allein aus der wissenschaftlichen Analyse lässt sich nach Auffassung Röhligs nicht 
automatisch eine bestimmte Entscheidung ableiten. Zum Beispiel im Fall Gorleben: 
Dort gebe es zwar keine Tonüberdeckung, aber dafür eine sehr homogene Salz-
schicht. Wie gewichte man das? Dazu schlägt Röhlig einen sog. „Safety Case“ vor, 
das lückenlose Zusammentragen und Bündeln aller Informationen, aller Argumente 
für und wider. Dennoch bleibe bei solchen Entscheidungen immer auch ein Rest 
„Gefühlssache“.  

Rolf Bertram bezweifelt, dass schwach radioaktiver Abfall weniger strengen Sicher-
heitsanforderungen genügen muss als hochaktiver.  

Dazu erwidert Georg Arens (BMU) unter Verweis auf den Schacht Konrad, grundsätz-
lich gälten auch für schwach radioaktive Abfälle hohe Sicherheitsstandards, nur 
müsse man angesichts der speziellen Problematik bei der Asse notgedrungen Ab-
striche machen. Man werde bei der Asse einfach nicht die Qualitätsanforderungen 
durchsetzen können, die man in einem atomrechtlichen Genehmigungsverfahren 
für ein neues Endlager erfüllen müsste.  
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Auf die Frage, ob das BMU bei der Beurteilung der Sicherheit eines Endlagers sich 
eher an Grenzwerten oder an Strahlendosen orientiere, antwortet Arens (BMU),  

nicht die Grenzwertbetrachtung solle im Vordergrund stehen, sondern die Optimie-
rung. Dabei solle das bisherige einstufige Verfahren in verschiedene Schritte unter-
teilt werden, so dass man jederzeit nachvollziehen könne, ob das jeweils Erforderli-
che getan worden sei. Dieses Optimierungsgebot finde allerdings seine Grenzen in 
der Notwendigkeit, das Verfahren handhabbar zu gestalten, räumt er ein.  

Auf die Frage eines Teilnehmers, ob man den Betreibern der Asse wegen Unzuver-
lässigkeit nicht die Betriebsgenehmigung entziehen könne, verweist  

Wolfgang König, Präsident des Bundesamtes für Strahlenschutz, auf das nieder-
sächsische Umweltministerium als zuständige Aufsichtsbehörde. Das Bundesamt 
für Strahlenschutz sei in dieser Frage jedenfalls nicht zuständig, da die Bundesre-
gierung 1995 entschieden habe, die Asse nicht als Endlager, sondern als For-
schungsanlage einzustufen, die allein nach Bergrecht zu beurteilen sei. Allerdings 
komme derzeit möglicherweise Bewegung in diese Frage: Zum einen hätten sich 
Bundesumweltminister und Bundesforschungsministerin darauf verständigt, dass 
die Beurteilungskriterien für die Asse den atomrechtlichen Anforderungen gleichzu-
stellen seien. Zum anderen seien gegenwärtig zwei Klagen vor Gericht anhängig, 
ob nicht grundsätzlich in dieser Frage Atomrecht anzuwenden sei.  

Tobias Darge beklagt, nach derzeitigem Stand sei von den Behörden lediglich ein 
fünfjähriger Beobachtungszeitraum für die Asse vorgesehen. Eine endgültige Ent-
scheidung wolle das Bundesforschungsministerium derzeit nicht treffen. Er fragt, ob 
seitens des Bundesumweltministeriums geplant ist, diese Frist zu verlängern.  

Georg Arens (BMU) antwortet, dass man über diese Frage intensiv mit dem nieder-
sächsischen Landesamt für Bergbau und Energie diskutiert habe. Mehr könne er 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt jedoch nicht sagen. 

Auf die Frage von Sylvia Kotting-Uhl (MdB, Bündnis 90/Die Grünen), welche Bedeu-
tung angesichts schwer einschätzbarer Entwicklungen dem geforderten Langzeitsi-
cherheitsnachweis zukomme, räumt Detlef Appel (PanGeo-Institut) ein, es sei in der 
Tat schwierig, die geologische Entwicklung zu prognostizieren, obwohl geologische 
Systeme noch zu den Systemen gehörten, die man am besten prognostizieren könne.  

Für problematisch hält er auch, dass derzeit noch nicht klar definiert ist, was ein 
Langzeitsicherheitsnachweis im Einzelnen mitbringen muss. Seiner Auffassung zu-
folge handelt es sich dabei um ein Kompendium, das unter verschiedenen Ge-
sichtspunkten darlegt, inwiefern der ausgewählte Standort geeignet ist. Dabei gehe 
es um folgende Aspekte: 

� Status quo des Standorts 

� Prognose der geologischen Entwicklung über einen Zeithorizont von 1 Mio. 
Jahre 

� Prognose der Klimaentwicklung 

� Einschätzung der Gefahren durch möglichen Schadstoffaustritt: kann gefähr-
liches Material ins Wirtsgestein oder ins Grundwasser gelangen? 

Nach Auffassung Appels ist in Granitgestein mit solchen Schadstofftransporten zu 
rechnen, während im Ton aufgrund der kleineren Hohlräume zwischen den einzel-
nen Gesteinskörpern die Chancen besser stehen, dass Kolloide nicht austreten kön-
nen.  
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Klaus-Jürgen Röhlig (TU Clausthal-Zellerfeld) bedauert, dass „Safety Case“ ge-
wöhnlich mit Langzeitsicherheitsnachweis übersetzt werde. Bei dieser Übersetzung 
gehe die dynamische Komponente verloren, die dem „Safety Case“ gegenüber dem 
Langzeitsicherheitsnachweis eigen sei. Er räumt ein, dass die Verfahren, die mit 
dem Begriff „Safety Case“ bezeichnet werden, in den Endlager suchenden Ländern 
unterschiedlich verwendet werden. 

Nach Wolfgang König (BfS) gibt es derzeit Forderungen, dass bezüglich Gorleben 
ein Zwischenstand erhoben wird, bei dem alle vorliegenden Daten hinsichtlich der 
Sicherheit des Standortes ausgewertet werden sollen. Er hält eine sofortige Weiter-
erkundung nicht für sinnvoll, da man eigentlich erst einmal vorab wissenschaftlich 
basierte Kriterien für eine mögliche Weitererkundung festlegen müsse.  

Heike Wiegel (aufpASSEn e.V.) bezweifelt, dass das Hinzuziehen wissenschaftlichen 
Sachverstands in jedem Fall verlässliche Ergebnisse bringt. Schließlich seien bei 
der Asse von Anfang auch Geologen beteiligt gewesen, deren frühere Einschätzung 
hätte jedoch innerhalb weniger Jahre revidiert werden müssen. Sie beklagt außer-
dem, dass in Deutschland viel zu wenig über die Rückholbarkeit atomarer Abfälle 
gesprochen werde.  

Helmut Hirsch fordert, eine Lehre aus den Problemen mit der Asse zu ziehen und den 
Aspekt der Rückholbarkeit bei der Planung für ein künftiges Endlager auf jeden Fall 
zu berücksichtigen, um entsprechend reagieren zu können, falls die wissenschaft-
lich-technische Entwicklung in Zukunft eine Rückholbarkeit möglich macht.  

Georg Arens (BMU) verspricht, in den neuen Sicherheitsanforderungen werde man 
auf den Aspekt der Rückholung eingehen. Zwar werde man keine längere Offenhal-
tung fordern, weil dies die Sicherheit beeinträchtige, aber das Endlagerungskonzept 
dürfe die Rückholbarkeit nicht unnötig erschweren. Außerdem werde eine gewisse 
Stabilität und Integrität der Behälter gefordert, was eine Grundvoraussetzung für 
die Rückholbarkeit sei.  

Bezüglich der Erfahrungen, die man in der Schweiz mit der Rückholbarkeit von ein-
gelagertem Atommüll gemacht habe, äußert Bernhard Piller von der Schweizeri-
schen Energiestiftung: Nach anfänglichem Widerstand stünden die zuständigen 
Schweizer Behörden mehrheitlich hinter der Forderung nach Rückholbarkeit, weil 
man eingesehen habe, dass ein Nichtaustreten von Radioaktivität in die Biosphäre 
nicht garantiert werden könne. Allerdings würden die Entsorgungsgesellschaften 
das Projekt derzeit noch torpedieren. Möglicherweise bekomme die Forderung nach 
Rückholbarkeit von Atommüll jetzt aber Rückendeckung von anderer Seite, meint 
Piller und verweist auf eine Studie der Eidgenössisch-Technischen Hochschule, die 
sich gleichfalls für die Gewährleistung der Rückholbarkeit ausspricht, allerdings 
mit dem Argument, man könne in der Zukunft radioaktiven Abfall möglicherweise 
wieder verwertbar machen.  

Ähnliches berichtet Klaus-Jürgen Röhlich (TU Clausthal-Zellerfeld) von Frankreich: 
Dort sei man am weitesten, was die Frage der Rückholbarkeit angeht – aus dem ein-
fachen Grund, dass man hoffe, man könne mit dem Atommüll noch mal etwas an-
fangen. 

Detlef Appel (PanGeo-Institut) kritisiert, dass in der Endlagerdiskussion nach wie 
vor statt Eignung der schwammige Begriff „Eignungshöffigkeit“ benutzt werde, der 
im Prinzip nichts weiter bedeute als dass der Standort potenziell geeignet sei, ein 
Eignungsnachweis aber bisher noch nicht erbracht werden konnte. Zudem hätten 
die Verantwortlichen im Fall Gorleben versäumt, genauer zu definieren, worauf sich 
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diese Eignungshöffigkeit eigentlich beziehen soll: Lange Zeit sei es dabei aus-
schließlich um die Frage gegangen, ob es in dem fraglichen Gesteinskörper zu ei-
nem unbeherrschbaren Wasserzutritt kommen könne. Insofern müsste man zunächst 
einmal definieren, was Eignungshöffigkeit eigentlich beinhalten solle, denn so lan-
ge diese Verständigung fehlt, wird man weiter darüber streiten.   

Hinsichtlich der Rückholbarkeit erinnert Detlef Appel daran, dass die Mitglieder des 
AK End in dieser Frage unterschiedliche Positionen vertreten hätten. Letztlich habe 
man jedoch einhellig abgelehnt, die Rückholbarkeit zum dominierenden Kriterium 
bei der Auswahl eines Standortes zu machen, weil dadurch unter Umständen die 
Sicherheit des Lagers beeinträchtigt werde. Schließlich solle ein Endlager ja in ers-
ter Linie die Abfälle langfristig isolieren.  

Abschließend erinnert Wolfram König (Bundesamt für Strahlenschutz) daran, dass 
das Moratorium für Gorleben 2010 endet. Bis dahin müssten alle Kriterien für die 
Standortsuche aufgestellt sein. Eine Verschiebung des Atommülls ins Ausland sei 
keine Lösung, denn das Gesetz verlange die bestmögliche Entsorgung in Deutsch-
land. Sollte es zu einer Entscheidung für die Weiterkundung von Gorleben kommen, 
sei dies nach der gegenwärtigen Rechtslage möglicherweise juristisch anfechtbar.  

Zusammenfassung 
Hier das Abschlussstatement von Andreas Meihsies MdL im gesprochenen Wort: 

Am Beispiel Asse haben wir heute einmal mehr gelernt, dass das deutsche Entsor-
gungskonzept gescheitert ist. Das Endlager Asse II droht abzusaufen und einzustür-
zen, obwohl es nach Aussagen der Betreiber bis in alle Ewigkeit trocken bleiben 
sollte.  

Insgesamt ist die Endlager-Situation in Deutschland seit langem total verfahren 
und blockiert. Die Schlinge um Gorleben zieht sich weiter zu. Die Atomkonzerne und 
die bürgerlichen Parteien verweigern sich jedem Neuanfang und beharren auf die-
sem Salzstock. Es läßt nichts Gutes ahnen, wenn auch der Bundesumweltminister 
Gorleben eine Sonderstellung einräumt. Er verlangt, dass sich andere Standorte 
„aufdrängen“ müssen,damit auf Gorleben verzichtet werden kann.  

Wir stellen nach dem heutigen Fachgespräch fest:  

Es ist höchste Zeit für einen Neubeginn. Nur durch eine ergebnisoffene Endlagersu-
che können wir aus den Fehlern der Vergangenheit lernen und sie vermeiden. Nur 
durch Vergleich mehrerer Standorte können wir den sichersten Endlagerstandort 
finden. 

Wie ein faires und transparentes Auswahlverfahren aussieht, das sich auf Sicher-
heitskriterien stützt und die Öffentlichkeit beteiligt, dafür liegen die Empfehlungen 
des AKEnd auf dem Tisch.  

Die Finanzierung einer neuen Suche ist eindeutig Sache der Atomkonzerne. Sie ha-
ben den Atommüll produziert und dabei Milliardengewinne eingefahren. 

Der Salzstock von Gorleben ist als Endlager für hochradioaktiven Abfall nicht ge-
eignet. Die zweite Barriere, nämlich das Deckgebirge, hat einfach zu große Mängel. 
Auch das mangelhafte Auswahlverfahren läßt sich nachträglich nicht mehr korri-
gieren. 

Das Beispiel Schweiz zeigt, dass es möglich und nötig ist, neue Wege zu gehen. Bei 
aller Kritik daran, die wir heute gehört haben, ist das die richtige Richtung.  
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Die Entsorgung von Atommüll steht seit Jahrzehnten im Zentrum des gesellschaftli-
chen Konflikts um die Nutzung der Atomenergie. Unsere Generation steht, wenn 
auch ungewollt, in der Verantwortung. Wir müssen eine Lösung für das Endlager-
problem finden. Wir dürfen die Lasten nicht kommenden Generationen überlassen. 

 

 




